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(Nr. 11300.) Ruhrtalſperrengeſetz. Vom 5. Juni 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ur, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


J. Zweck, Umfang und Rechtsftellung der Genoſſenſchaft. 
§ 1. 


Die Eigentümer der Waſſerwerke und anderen Anlagen, die: 

1. jährlich mittelbar oder unmittelbar mehr als 30 000 Kubikmeter Waſſer 
aus der Ruhr oder ihren Nebenflüſſen entnehmen (Waſſerentnehmer) oder 

2. die Waſſerkraft dieſer Waſſerläufe benutzen (Triebwerksbeſitzer) und 
nach § 17 zu den Genoſſenſchaftslaſten herangezogen werden können, 

werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt. 

Ausgenommen ſind: 

1. Anlagen zur Wieſenbewäſſerung 

2. Triebwerke, die nur den Zwecken der eigenen Haushaltung und Wirt⸗ 
ſchaft dienen; als Wirtſchaft gelten der landwirtſchaftliche Haus⸗ und 
Hofbetrieb, mit Ausſchluß der landwirtſchaftlichen Neben betriebe 

3. Triebwerke zu anderen als den in Nr. 2 bezeichneten Zwecken mit einer 
Leiſtungsfähigkeit von weniger als zehn Pferdekräften, gemeſſen an der 
Waſſermotorwelle. 

82. 

Die Genoſſenſchaft hat den Zweck, das der Ruhr ſchädlich entzogene 
Waſſer zu erſetzen und eine beſſere Ausnutzung der Triebkraft der Ruhr und 
ihrer Nebenflüſſe herbeizuführen. Dies geſchieht: 

1. durch Errichtung und Betrieb eigener Talſperren, 
2. durch Förderung der Errichtung und des Betriebs fremder Talſperren; 
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3. durch Herſtellung und Betrieb von Anlagen zur Waſſerbeſchaffung 

aus dem Rhein; 

4. durch Herſtellung und Betrieb anderer Anlagen. 

Als ſchädlich entzogen gilt diejenige Waſſermenge, die in Zeiten, in denen 
die Waſſerführung der Ruhr weniger als 4, Liter in der Sekunde für 1 Quadrat⸗ 
kilometer Niederſchlagsgebiet beträgt, der Ruhr entnommen und nicht wieder zu⸗ 
geleitet wird. 

Die Genoſſenſchaft kann auch Anlagen zur Verbeſſerung der Beſchaffenheit 
des Waſſers und der Waſſerſtände in der Ruhr und ihren Nebenflüſſen herſtellen 
oder ſich an ſolchen beteiligen. 

Soweit die Nachteile, die infolge der Waſſerentnahme durch Genoſſen ent⸗ 
ſtehen, durch Anlagen der Genoſſenſchaft ausgeglichen werden, können Trieb⸗ 
werksbeſitzer weder Unterlaſſung der Waſſerentnahme noch Entſchädigung ver⸗ 
langen. 

§ 3. 
Die Genoſſenſchaft führt den Namen „Ruhrtalſperren⸗Verein “. 
Sie iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


II. Vertretung und Verwaltung der Genoſſenſchaft. 
SA 
Die Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft und ihrer Mitglieder richten ſich, 


ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetze geregelt ſind, nach der Satzung. Dieſe muß 


Beſtimmungen enthalten über: 

1. den Sitz der Genoſſenſchaft 

2. die Aufſtellung und Führung des Verzeichniſſes der Genoſſen; 

3. die Feſtſetzung eines Einheitsſatzes für den Jahresbeitrag, der die Vor⸗ 
ausſetzung für die Teilnahme an der Genoſſenſchaftsverſammlung und 
für die Abgabe einer Stimme in dieſer Verſammlung bildet; 

4, die Gegenſtände, über die die Genoſſenſchaftsverſammlung zu beſchließen 
hat, ſowie die Vorausſetzungen und die Form für die Zuſammen⸗ 
berufung der Genoſſenſchaftsverſammlung und die Vertretung ab⸗ 
weſender Mitglieder 

5. die Zuſammenſetzung, die Wahl und die Amtsdauer des Vorſtandes, 
ſeine Befugniſſe, ſeine Einberufung und Beſchlußfaſſung, die Ver⸗ 
tretung nach außen, die Form für den Ausweis der Vorſtandsmit⸗ 
glieder und die Beurkundung ihrer Beſchlüſſe 

6. die Ermittlung der entnommenen Waſſermenge und des erzielten Kraft⸗ 
gewinnes der Triebwerksbeſitzer ; 

7. den Haushaltsplan und die genaueren Grundſätze für die Höhe und 
Verteilung der Beiträge ſowie ihre Ermäßigung aus beſonderen 
Rückſichten ($ 16); 


| 
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ee 
8. die Unterverteilung der Beiträge zu der Ruhr⸗Reinhaltungsgenoſſen⸗ 


ſchaft / 

9. die Amtsdauer der zu wählenden Mitglieder des Berufungsausſchuſſes 
und ihrer Stellvertreter (§ 29), die Einberufung und Beſchlußfähigkeit 
des Berufungsausſchuſſes ſowie die Entſchädigung, die den Mitgliedern 
zu gewähren ift; 

10. die Anlegung des Genoſſenſchaftsvermögens; 

11. die Form für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft ) 

12. die öffentlichen Blätter, in welche die Bekanntmachungen aufzunehmen 
find, die nach dem Geſetze, der Satzung oder den Beſchlüſſen der Ge 
noſſenſchaftsorgane zu veröffentlichen find; 

13. die Form der im § 20 Abſ. 1 Satz 1 und im § 23 Satz 1 vor⸗ 
geſchriebenen Zuſtellung. 


§ 5. 

Über die Satzung und ihre Anderung beſchließt die Genoſſenſchaftsver— 
ſammlung. Die Satzung und ihre Anderung bedürfen der Genehmigung des 
zuſtändigen Miniſters. 

Die Satzung und jede Anderung iſt auf Koſten der Genoſſenſchaft in den 
Amtsblättern der Regierungsbezirke Arnsberg und Düſſeldorf zu veröffentlichen. 

Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Bekanntmachung landesherr⸗ 
licher Erlaſſe durch die Amtsblätter, vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) 
finden ſinngemäße Anwendung. 

8 6. 


Organe der Genoſſenſchaft ſind: 
1. die Genoſſenſchaftsverſammlung 
2. der Vorſtand. 

SE 


Die Genoſſenſchaftsverſammlung befteht aus den Genoſſen, deren Jahres— 
beitrag eine beſtimmte, in der Satzung feſtzuſetzende Höhe erreicht (Stimmeinheit). 

Für jede volle Stimmeinheit führt der Genoſſe oder der Gruppenvertreter 
($ 8) eine Stimme. Soweit die Beiträge noch nicht endgültig feſtſtehen, iſt der 
vom Vorſtande feſtgeſetzte Beitrag für die Zahl der auf die Genoſſen oder 
Gruppenvertreter entfallenden Stimmen maßgebend. 

Die Satzung kann für diejenigen Genoſſen, deren Jahresbeitrag die nach 
Abſ. 1 feſtzuſetzende Stimmeinheit überſteigt, die Berechtigung zur Abgabe von 
mehr als einer Stimme nach abgeſtuften Sätzen des Jahresbeitrags bemeſſen. 


88. 

Die Genoſſen können ſich mit den Teilen ihrer Jahresbeiträge, die zu 
einer vollen Stimmeinheit nicht ausreichen, zu Gruppen zuſammenſchließen. Für 
jede dadurch entſtehende Einheit kann die Gruppe einen Vertreter zur Genoſſen— 
ſchaftsverſammlung entſenden. 
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§ 9. 

Jeder ſtimmberechtigte Genoſſe kann ſich in der Genoſſenſchaftsverſammlung 
vertreten laſſen, doch darf er höchſtens ſo viele Vertreter entſenden, als er 
Stimmen führt. 

$ 10. 

Der Vorſtand wird von der Genoſſenſchaftsverſammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. Er beſteht aus einem Vorſitzenden, einem Stellvertreter und 7 weiteren 
Mitgliedern. In ihm müſſen die Gemeinden, die privaten Waſſerwerke und die 
Triebwerksbeſitzer vertreten ſein. 

§ 218 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) iſt 
anzuwenden. 

SH. 

Der Vorſtand vertritt die Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich 

er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 


Ill. Aufbringung der Mittel und Aufſtellung der Beitragsliſte. 
§ 12. : 

Soweit die zur Erreichung des im § 2 bezeichneten Zweckes erforderlichen 
Ausgaben nicht durch andere Einnahmen gedeckt werden, ſind ſie durch Beiträge 
der Genoſſen aufzubringen. Der § 104 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
(Geſetzzamml. S. 53) findet keine Anwendung. 

Zur Erfüllung der Aufgaben der Genoſſenſchaft können auch über das 
im Abf. 1 bezeichnete Bedürfnis hinaus Beiträge angeſammelt werden. 


§ 13. 


Die Beiträge werden auf die Waſſerentnehmer und die Triebwerksbeſitzer | 


verteilt, 
$ 14. 

Die Waſſerentnehmer haben nach der Menge des von ihnen entnommenen 
Waſſers Beiträge zu entrichten. 

Für die Waſſermenge, welche die in einem der Jahre 1897 bis 1902 
entnommene Höchſtmenge nicht überſteigt, kann die Satzung einen geringeren 
Beitragsſatz feſtſetzen ($ A Nr. 7). Die Beiträge werden verſchieden berechnet, 
je nachdem das entnommene Waſſer der Ruhr und ihren Nebenflüſſen dauernd 
entzogen oder zum Teil wieder zugeführt wird. 


a 8 
Wenn ein Waſſerentnehmer aus einem anderen Flußgebiet als dem der 
Ruhr Waſſer entnimmt und infolgedeſſen feine Waſſerentnahme aus dem Fluß⸗ 
gebiete der Ruhr verringert oder einſtellt, ſo hat er als Beitrag denjenigen 
Betrag, der vor der Verringerung oder Einſtellung gezahlt werden mußte, weiter 
zu entrichten; über den Betrag hinaus, der von ihm vor der Verringerung oder 


| 
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Einſtellung zu zahlen war, darf er nicht belaſtet werden. Dieſe Verpflichtung 
fällt fort, ſobald und inſoweit die Beiträge der verbleibenden und der neu hinzu⸗ 
kommenden Waſſerentnehmer zuſammen mit den übrigen Einnahmen ohne 
Veränderung des Beitragsſatzes zur Deckung der Laſten ausreichen, die die 
Genoſſenſchaft zur Zeit der höchſten Waſſerentnahme jenes Waſſerentnehmers 
übernommen hatte. 

Solange ein Waſſerentnehmer nach Abſ. 1 Beiträge an die Genoſſenſchaft 
zu entrichten hat, bleibt er Genoſſe. 

§ 16. 

Die Beiträge einzelner Waſſerentnehmer können ermäßigt werden, wenn 
beſondere Verhältniſſe oder Billigkeitsgründe vorliegen. Der Beſchluß unterliegt 
der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


17. 

Die Triebwerksbeſitzer haben vom 1. Januar 1920 ab nach dem Kraft⸗ 
gewinne, den ſie durch die Vermehrung der Waſſermenge aus den Talſperren 
erzielen, Beiträge zu entrichten. a 

Bis zum 1. Januar 1920 haben nur Triebwerksbeſitzer an der Ruhr 
unterhalb der Lenne⸗Mündung Beiträge zu entrichten, und zwar für jedes Meter Nutz⸗ 
gefälle, gemeffen bei Sommer⸗Niedrig⸗Waſſer, jährlich dreihundertundſechzig Mark. 


§ 18. 

Den Waſſerentnehmern und Triebwerksbeſitzern, die beim Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes durch Mitgliedſchaft oder Vertrag verpflichtet ſind, Beiträge an 
Talſperrengenoſſenſchaften im Flußgebiete der Ruhr oder ihrer Nebenflüſſe zu 
leiſten, werden die ſatzungsmäßigen Beiträge und die beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes vertragsmäßig feſtgeſezten Beiträge auf die nach den SS 12 bis 17 zu 
zahlenden Beiträge angerechnet. Werden nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
Beiträge zu ſolchen Genoſſenſchaften vertragsmäßig übernommen, ſo erfolgt die 
Anrechnung nur in der Höhe, in welcher der Ruhrtalſperren⸗Verein der Über: 
nahme zugeſtimmt hat. 

Werden nach erfolgter Tilgung des für die Errichtung einer Talſperre 
aufgewendeten Baukapitals die Beiträge zur Genoſſenſchaft ermäßigt, ſo erfolgt 
die Anrechnung weiter in Höhe der im Laufe der geſamten Tilgungszeit durch⸗ 
ſchnittlich gezahlten Beiträge zur Genoſſenſchaft. 

Eine Anrechnung findet nicht ſtatt auf Beiträge, die an den Ruhrtal⸗ 
ſperren⸗Verein für andere Talſperren zu zahlen ſind. 


§ 19. 

Die Jahresbeiträge der Genoſſenſchaft an die Ruhr⸗Reinhaltungsgenoſſen⸗ 
ſchaft werden auf die Waſſerentnehmer nach dem Vorteile verteilt, der ihnen 
aus der Reinhaltung erwächſt. Die Triebwerksbeſitzer bleiben von dieſen Bei⸗ 
trägen frei. a 

55 


U 


§ 20. 

Der Vorſtand führt die Beiträge ($$ 13 bis 19) in einer Beitragsliſte 

auf, ſtellt einen Abdruck davon mit den dazu nötigen Erläuterungen den Genoſſen 

zu und macht ſie dabei mit dem Rechtsmittel bekannt. Die Zuſtellung kann 

dadurch erſetzt werden, daß der Vorſtand die Beitragsliſte nebſt Erläuterungen 

auslegt und Ort und Zeit der Auslegung ſowie das Rechtsmittel öffentlich 
bekannt macht. 

Gegen die Beitragsliſte ſteht den Genoſſen der Einſpruch zu, der ſchriftlich 
beim Vorſtand anzubringen iſt. Die Einſpruchsfriſt beträgt vier Wochen, ſie 
beginnt mit dem Tage der Zuſtellung der Beitragsliſte oder, ſoweit eine öffent⸗ 
liche Bekanntmachung ſtattgefunden hat, mit dem Tage nach Ablauf der Aus- 


legungsfriſt. 
9821 


Über den Einſpruch entſcheidet der Vorſtand nach Ablauf der Einſpruchs⸗ 
friſt; er iſt befugt, über den Einſpruch mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. 
Die Entſcheidung iſt mit Gründen zu verſehen und den Genoſſen mitzuteilen, 
die Einſpruch erhoben haben oder deren Veranlagung infolge der von anderen 
Genoſſen erhobenen Einſprüche geändert worden iſt. Auch iſt die Beitragsliſte, 
ſoweit erforderlich, zu berichtigen. 

22 


Sind die Einſprüche erledigt, ſo wird die Beitragsliſte der Aufſichtsbehörde 
zur Feſtſetzung vorgelegt. Ihre Prüfung beſchränkt ſich darauf, ob bei Auf— 
ſtellung der Beitragsliſte die Formvorſchriften nach Geſetz und Satzung ex 
füllt ſind. 

§ 23. 

Den Genoſſen iſt eine Mitteilung über die feſtgeſetzten Jahresbeiträge zu⸗ 
zuſtellen. Dieſe ſind für jedes Vierteljahr in der erſten Hälfte des zweiten Monats 
an die Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. 


$ 24. 6 
Die Beiträge der Genoſſen ſind öffentliche Laſten. Sie können im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Das Beitreibungsverfahren kann 
ſich auch gegen die Pächter und ſonſtigen Nutzungsberechtigten richten. 


$ 25. 

Die Genoſſenſchaftsbeiträge der Gemeinden find nach Maßgabe des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) aufzu⸗ 
bringen; dabei gelten die Genoſſenſchaftsanlagen als Veranſtaltungen im Sinne 
der §§ 4, 9, 20 des genannten Geſetzes. 

Die in der Beitragsliſte oder der Nachtragsliſte (§ 26) bereits veranlagten 
Genoſſen dürfen wegen der Vorteile, die ſie von den Genoſſenſchaftsunternehmungen 
zu 1 haben, nicht mit Gebühren, Beiträgen und Mehrbelaſtungen belegt 
werden. 


000 


$ 26. 

Fallen Beiträge bei der Einziehung aus, fo können ſie in einer Nachtrags⸗ 
liſte auf die Genoſſen verteilt werden, ſofern nicht der ausgefallene Betrag dem 
nächſten Jahresbeitrage zugerechnet wird. Werden ſchon gezahlte Beiträge infolge 
der Berufung abgeſetzt, fo find fie zu erſtatten und gleichfalls in einer Nach⸗ 
tragsliſte auf die Genoſſen zu verteilen oder von dem nächſten Jahresbeitrag ab⸗ 
zurechnen. 5 

Werden im Laufe eines Veranlagungszeitraums Anlagen oder Unter⸗ 
nehmungen der im $ 1 bezeichneten Art neu hergeſtellt oder weſentlich geändert, 
ſo können ſie in einer Nachtragsliſte veranlagt werden. Für die Aufſtellung und 
Feſtſetzung einer Nachtragsliſte ſowie ihre Anfechtung gelten die gleichen Be 
ſtimmungen wie für die Beitragsliſte. 


§ 27. ; 
Die Beitragsliſte iſt in regelmäßigen, durch die Genoſſenſchaftsverſammlung 
zu beſtimmenden Zwiſchenräumen aufzuſtellen. 


IV. Berufungsausſchuß. 


828. 

Gegen die Veranlagung ſteht den Genoſſen, ſoweit fie Einſpruch ($ 20 
Abſ. 2) erhoben haben oder durch die Berichtigung der Beitragsliſte (0 21) be 
troffen ſind, binnen einer Friſt von vier Wochen die Berufung zu. Die Be⸗ 
rufungsfriſt beginnt mit dem Tage der Zuſtellung der Mitteilung über die Bei⸗ 
träge ($$ 23, 26). 

Die Verpflichtung, die Beiträge zu zahlen, wird durch die Berufung nicht 
berührt. 

Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft entſcheidet der 
Bezirksausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren; jedoch werden Streitigkeiten 
darüber, ob Triebwerksbeſitzer nach § 17 zu den Genoſſenſchaftslaſten heran⸗ 
gezogen werden können, vom Berufungsausſchuß entſchieden. 


829 

Der Berufungsausſchuß beſteht aus: 

1. einem von der Aufſichtsbehörde zu ernennenden Staatsbeamten als 
Vorſitzendem ; 

2. einem von der Aufſichtsbehörde zu ernennenden bautechniſchen Staats⸗ 
beamten; f 

3. drei von der Genoſſenſchaftsverſammlung zu wählenden Sachverſtändigen, 
von denen mindeſtens einer Sachverſtändiger für Triebwerksangelegen⸗ 
heiten ſein muß) ſie dürfen nicht Mitglieder des Vorſtandes und auch 


5 


nicht in einem der Genoſſenſchaft angehörigen Unternehmen tätig fein; 
darüber, ob das der Fall iſt, entſcheidet der Regierungspräſident 
endgültig. 

Für jedes Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu beſtellen. 


§ 30. 

Der Berufungsausſchuß iſt befugt, den Genoſſenſchaftsvorſtand zu hören 
und über den Antrag mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Seine Enk⸗ 
ſcheidungen ſind mit Gründen zu verſehen und dem Genoſſenſchaftsvorſtande 
ſowie denen mitzuteilen, die Berufung eingelegt haben. Sie ſind endgültig. Der 
ordentliche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 


931. 

Die Sitzungen des Berufungsausſchuſſes finden am Sitze der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſtatt, wenn nicht der Berufungsausſchuß einen anderen Ort beſtimmt. Sie 
ſind öffentlich. 

Den Geſchäftsgang und das Verfahren des, Berufungsausſchuſſes regelt 
der zuſtändige Miniſter. 

§ 32. 

Die Koſten der Veranlagung und der Berufung trägt die Genoſſenſchaft. 
Soweit die Berufung abgewieſen wird, kann der Berufungsausſchuß die Koſten 
den Genoſſen ganz oder teilweiſe auferlegen, die die Berufung eingelegt haben. 

Für die Einziehung der Koſten gelten die für die Einziehung der Beiträge 
gegebenen Vorſchriften. . 


V. Staatsaufſicht. 


3 

Die Genoſſenſchaft unterſteht der Aufſicht des Staates; ſie wird in erſter 
Inſtanz von dem Regierungspräſidenten in Düſſeldorf, in zweiter Inſtanz von 
dem zuſtändigen Miniſter ausgeübt. Sie beſchränkt ſich darauf, daß die Genoſſen⸗ 
ſchaft ihre Angelegenheiten nach Geſetz und Satzung verwaltet. 

Unberührt bleibt die von den Regierungspräſidenten innerhalb ihrer Bezirke 
zu führende landespolizeiliche Aufſicht über die Herſtellung und Unterhaltung 
ſowie über den Betrieb der Genoſſenſchaftsanlagen. 


§ 34. 

Unterläßt oder verweigert es die Genoſſenſchaft, Leiſtungen oder Ausgaben, 
die Geſetz oder Satzung fordern, in den Haushaltsplan aufzunehmen oder außer⸗ 
ordentlich zu genehmigen, ſo kann die Aufſichtsbehörde unter Anführung der 
Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan oder die Feſtſtellung der außer⸗ 
ordentlichen Ausgabe und die Einziehung der erforderlichen Beiträge verfügen. 
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Gegen die Verfügung ſteht der Genoſſenſchaft binnen zwei Wochen die 
Klage beim Bezirksausſchuſſe zu. Der Regierungspräſident hat für das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren einen Kommiſſar zu beſtellen, der ihn in allen Rechts- 
handlungen zu vertreten hat. 


§ 35. 


Anleihen, die den Schuldenbeſtand vermehren, kann die Genoſſenſchaft nur 
mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde aufnehmen. 


VI. Auflöſung der Genoſſenſchaft. 
§ 36. 


Die Genoſſenſchaft kann ihre Auflöſung mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln aller Stimmen beſchließen. Sind in der Genoſſenſchaftsverſammlung 
nicht zwei Drittel aller Stimmen vertreten, ſo iſt mit einem Zwiſchenraume von 
mindeſtens vier Wochen eine zweite Verſammlung einzuberufen. Dieſe kann die 
Auflöſung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der darin vertretenen Stimmen 
beſchließen. 

Der Auflöſungsbeſchluß bedarf der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 

Die Auflöſung tritt in Kraft, ſobald die Genehmigungsurkunde dem Vor⸗ 
ſtande zugeſtellt iſt. ö 

Im übrigen gelten für die Auflöſung ſinngemäß die Vorſchriften für die 
öffentlichen Waſſergenoſſenſchaften. 


VII. Abergangsbeſtimmung. 
$ 37. 


Für die Bildung der erſten Genoſſenſchaftsverſammlung ſtellt die Auf⸗ 
ſichtsbehörde möglichſt unter Zuziehung der Beteiligten eine vorläufige Beitrags⸗ 
liſte (§ 20) auf. Sie ſtellt nach dieſem Geſetze feſt, wer zur Teilnahme an der 
Genoſſenſchaftsverſammlung berechtigt iſt und wieviel Stimmen auf die einzelnen 
Genoſſen entfallen. Sie beruft und leitet die erſte Genoſſenſchaftsverſammlung. 
Darin wird die Satzung beſchloſſen und ein vorläufiger Vorſtand gewählt. 
Dieſer führt vorläufig die Geſchäfte und nimmt die erſte ordentliche Veranlagung 
vor. Bis zur Wahl des vorläufigen Vorſtandes wird die Genoſſenſchaft durch 
den Vorſtand des bisher in Eſſen beſtehenden Ruhrtalſperren⸗Vereins vertreten. 

Auf Grund dieſer Veranlagung wird die auf die einzelnen Genoſſen 
entfallende Stimmenzahl neu feſtgeſtellt und der Vorſtand neu gewählt. 

Kommt innerhalb einer von der Aufſichtsbehörde zu beſtimmenden Friſt 
von mindeſtens ſechs Monaten die Satzung nicht zustande, ſo erläßt ſie die Auf⸗ 
ſichtsbehörde. 
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$ 38. 

Die bei der Genoſſenſchaftsbildung vorkommenden Verhandlungen und Ge- 
ſchäfte, einſchließlich der von den Gerichten und anderen Behörden vorzunehmenden, 
ſind gebühren⸗ und ſtempelfrei. Zu dieſen Geſchäften gehört auch die Anfertigung 
und Beglaubigung von Kataſter⸗ und Grundbuchauszügen. 


§ 39. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geht die in Eſſen unter dem Namen 
Ruhrtalſperren⸗Verein beſtehende juriſtiſche Perſon unter. Ihre Rechte und Pflichten 
gehen auf die durch dieſes Geſetz gebildete Genoſſenſchaft über. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 5. Juni 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Nr. 11301.) Eiſenbahnanleihegeſetz. Vom 9. Juni 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


i SSL 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Vorbereitung eines elektriſchen 
Betriebs auf den Berliner Stadt, Ning und Vorortbahnen unter vorläufiger 
Beſchränkung auf die von den Stadt- und Ringbahnzügen befahrenen Strecken 
25 000 000 Mark zu verwenden. 


8 2. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


„ = 


An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzu⸗ 
geben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten, Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 


§ 3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen ($ 2), 
beftimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen, 
vom 19. Dezember 1869 GGeſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, betreffend die 
Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 GGeſetzſamml. S. 43) und des 
Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung, 
vom 3. Mai 1903 (Gefekfamml. S. 155) zur Anwendung. 


SA. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 9. Juni 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. v. Dallwitz. Lentze. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


15 


der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Mai 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Jühnde im Kreiſe Münden zur 
Sicherung ihrer für den unteren Teil des Dorfes vorhandenen Waſſer⸗ 
leitung, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Hildesheim Nr. 24 
S. 147, ausgegeben am 14. Juni 1913; 


„das am 14. Mai 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungs⸗ und Drainagegenoſſenſchaft Kullmen⸗Jennen II in Kullmen⸗ 
Jennen im Landkreiſe Tilſit durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
in Gumbinnen Nr. 24 S. 211, ausgegeben am 14. Juni 1913; 


„der am 14. Mai 1913 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 


für die Liſtertalſperren⸗Genoſſenſchaft in Altena i. W. durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung in Arnsberg Nr. 25 S. 343, ausgegeben 
am 21. Juni 1913, 


das am 19. Mai 1913 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent⸗ und 


Bewäſſerungsverband Güldenfelde im Elbinger Deichverbande zu Gülden⸗ 
felde im Kreiſe Stuhm durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in 
Danzig Nr. 25 S. 195, ausgegeben am 21. Juni 1913; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Mai 1913, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Hannover zur Erwerbung 
der für Anlagen der Heeresverwaltung erforderlichen Grundſtücke, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung in Hannover Nr. 24 S. 160, 
ausgegeben am 14. Juni 1913; 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Mai 1913, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Cöln für die Anlage eines 
Hafens am Rhein unterhalb der Mülheimer Heide, den werftmäßigen 
Ausbau des linken Rheinufers bei Cöln-⸗Niehl und die Erweiterung des 
Hochwaſſerabflußprofils am gegenüberliegenden Ufer, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung in Cöln Nr. 25 S. 201, ausgegeben am 21. Juni 
EIS: 


j 
der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Mai 1913, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Inſterburger Kleinbahn ⸗Aktiengeſellſchaft in 
Inſterburg für die Anlage einer Kleinbahn von Heydekrug — in Ver⸗ 
bindung mit dem Staatsbahnhof und mit Abzweigung nach dem Hafen — 
nach der Landesgrenze bei Kolleſchen Golletziſchken), durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung in Gumbinnen Nr. 25 S. 231, ausgegeben am 
21. Juni 1913. f 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefehfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 


und 1884 bis 1903 zu 2,40 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


